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HANSESTADT LÜNEBURG
DIE OBERBÜRGERMEISTERIN

Vorlage-Nr.
VO/10016/22

Bereich 30 - Rechtsamt
Frau Bach Datum: 

11.03.2022

Beschlussvorlage
Beschließendes Gremium:
Verwaltungsausschuss
Rat der Hansestadt Lüneburg

Empfehlung des "Beitritts" zum Bürgerbegehren Radentscheid gemäß § 32 Abs. 6 
Satz 5 NKomVG a.F.

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

N 29.03.2022 Verwaltungsausschuss

Ö 30.03.2022 Rat der Hansestadt Lüneburg

Sachverhalt:
Auf die Vorlage VO/9613/21 (Anlage 1) und die Vorlage VO/10027/22 (Anlage 2) wird zu-
nächst verwiesen.
 

I. Rechtlicher Hinweis

Für die rechtliche Behandlung von Bürgerbegehren wird zunächst darauf hingewiesen, dass 
nach Art. 8 des Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Kommunalverfassungsge-
setzes und anderer kommunalrechtlicher Vorschriften vom 13.10.2021 (Nds. GVBl. S. 700, 
704) für ein Bürgerbegehren, das vor Inkrafttreten des Gesetzes angezeigt wurde, für das 
Bürgerbegehren und den Bürgerentscheid die am Tag vor dem Inkrafttreten des Gesetzes 
(01.11.2021) geltenden Vorschriften maßgeblich sind. Da das Bürgerbegehren, welches Ge-
genstand dieser Vorlage ist, am 15.06.2021 angezeigt wurde, ist somit das Niedersächsi-
sche Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) in der bis zum 01.11.2021 geltenden Fas-
sung anzuwenden. Die nachfolgenden Vorschriften des NKomVG sind daher durch den Zu-
satz a.F. (alter Fassung) kenntlich gemacht. 
 

II. positive Zulässigkeitsentscheidung des Verwaltungsausschusses am 29.03.2022

Da der Verwaltungsausschuss gemäß § 32 Abs. 6 Satz 1 NKomVG a.F. unverzüglich über 
die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens zu entscheiden hat und eine Entscheidung nach § 32 
Abs. 3 Satz 5 NKomVG a.F. durch den Verwaltungsausschuss am 01.07.2021 bereits vorlag, 
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musste er mit der Vorlage VO/10027/22 nur noch darüber entscheiden, ob die Voraus-
setzungen der Absätze 4 und 5 a.F. vorliegen und das Bürgerbegehren damit insgesamt zu-
lässig ist. Es handelt sich hierbei um eine rechtlich gebundene Entscheidung ohne Beurtei-
lungs- oder Ermessensspielraum. 
 
Folglich ist davon auszugehen, dass der Verwaltungsausschuss in seiner Sitzung am 
05.05.2022 entscheiden wird, dass das Bürgerbegehren insgesamt zulässig ist.
 
Nach dieser Entscheidung ist gemäß § 32 Abs. 6 Satz 4 NKomVG a.F. innerhalb von 
drei Monaten ein Bürgerentscheid durchzuführen. 
 
Da die Frist ab dem Tag der Zulassungsentscheidung durch den Verwaltungsausschuss zu 
laufen beginnt, ist gerechnet ab dem 05.05.2022 innerhalb von drei Monaten ein Bürgerent-
scheid nach § 33 NKomVG a.F. durchzuführen. Als letzter möglicher Termin für die Durch-
führung des Bürgerentscheides käme demzufolge Sonntag, 31. Juli 2022, in Frage, da ge-
mäß § 33 Abs. 1 Satz 1 NKomVG a.F. der Bürgerentscheid an einem Sonntag stattfinden 
muss. 
 
 

III. sog. Abwendungsbefugnis des Rates nach § 32 Abs. 6 Satz 5 NKomVG a.F.

Gemäß § 32 Abs. 6 Satz 5 NKomVG a.F. ist es der Vertretung jedoch möglich, einen 
Bürgerentscheid abzuwenden, indem sie zuvor vollständig oder im Wesentlichen im 
Sinne des Bürgerbegehrens entscheidet (sog. Abwendungsbefugnis). In diesem Fall 
hat das Bürgerbegehren sein Ziel erreicht, sodass es der Durchführung eines Bürgerent-
scheides nicht bedarf. Nach dem Gesetzeswortlaut reicht es zwar aus, wenn der Beschluss 
der Vertretung dem Begehren "im Wesentlichen" entspricht. Nicht ausreichend ist aber, wenn 
die Vertretung dem Begehren nur zum Teil entgegenkommt. Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass es Zulässigkeitsvoraussetzung eines Bürgerbegehrens ist, dass es hinreichend be-
stimmt ist. Denn ein möglicher Bürgerentscheid muss einen vollzugsfähigen Inhalt haben 
und der Rat müsste, da nach § 33 Abs. 4 Satz 1 NKomVG a.F. ein verbindlicher Bürgerent-
scheid einem Beschluss der Vertretung gleichsteht, ebenso einen inhaltsgleichen Beschluss 
fassen können. Insofern besteht bei einem zulässigen Bürgerbegehren in der Regel kein 
Spielraum zur Abweichung vom Inhalt des Bürgerbegehrens (vgl. Wefelmeier in: Blum/Häus-
ler/Meyer, NKomVG, Kommentar, § 32, Rn. 49).
 
 
Gegenstand des Bürgerbegehrens ist folgende Frage:

„Soll die Hansestadt Lüneburg bis 2032 folgende verkehrspolitische Maßnah-
men umsetzen?“

 
Mit dieser Fragestellung sind sechs verkehrspolitische Maßnahmen mit Erläuterung verbun-
den.
 
Die sechs verkehrspolitischen Maßnahmen lauten wie folgt:
 

1. Neubau oder Ausbau von 3 km Radverkehrsanlagen pro Jahr ab 2023
Erläuterung: An Straßen im eigenen Wirkungskreis der Gemeinde mit hoher Ver-
kehrsstärke ( > 4.000 Kfz pro Tag) werden jährlich ab 2023 mindestens 3 km Radver-
kehrsanlagen gebaut oder ausgebaut, die zwei Knotenpunkte lückenlos verbinden. 
Dazu sind die Empfehlungen für Radverkehrsanlagen (ERA in der jeweils gültigen 
Fassung) zu beachten, die z.B. für Einrichtungsradwege eine Regelbreite von 2 Me-
tern vorsehen. Grundsätzlich entstehen die Radverkehrsanlagen ohne Minderung der 
Gehwegflächen und sind von anderen Verkehrsarten separiert. Der motorisierte Indi-
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vidualverkehr soll durch Barrieren (z.B. Leitschwellen mit Sichtzeichen) von der Nut-
zung abgehalten werden. Soweit rechtlich möglich, werden die RVA bei der Querung 
von nicht-bevorrechtigten Straßen oder Ein- und Ausfahrten höhengleich weiterge-
führt. In der Regel bestehen die Oberflächen der Radverkehrsanlagen aus rotfarbi-
gem Material, um die Streckenführung zu verdeutlichen.

2. Die Sicherheit einer Kreuzung pro Jahr ab 2023 verbessern
Erläuterung: Signalgesteuerte Kreuzungen im eigenen Wirkungskreis der Gemein-
de, die eine erhöhte Unfallgefahr aufweisen (siehe auch Leitbilder Radverkehrspo-
litik 2030+), werden folgendermaßen umgebaut: Es werden Schutzinseln (nach 
holländischem Modell sicherer Kreuzungen) gebaut, um Radfahrende und zu Fuß 
Gehende vor rechts abbiegendem Kfz-Verkehr zu schützen. Die Oberflächen der 
Fahrradfurten werden in roter Farbe hervorgehoben, um den Verlauf der Radver-
kehrsanlagen zu verdeutlichen. Wo der Platz für Schutzinseln nicht ausreicht oder 
die Umsetzung rechtlich nicht möglich ist, wird eine Lösung gefunden, die eine 
vergleichbare Sicherheit für Radfahrende garantiert. Dazu sind die Empfehlungen 
des nationalen Radverkehrsplans zu beachten.

 
3. Planung eines flächendeckenden Radroutennetzes bis Ende 2023
Erläuterung: Abgesehen von bekannten Routen an Gemeindestraßen und in der In-
nenstadt (Radverkehrsstrategie 2025) sind weitere Radwegrouten innerhalb der 
Stadtteile und zwischen den Stadtteilen zu ermitteln. Dabei wird dargelegt, wie Lü-
cken im Routennetz durch die Anlage neuer Radverkehrsanlagen, Rückbau physi-
scher Barrieren oder Umwidmung von Wegen geschlossen werden können. Die An-
bindung an regionale Routen, Freizeitrouten, Radschnellwege und den beschlosse-
nen Fahrradstraßenring muss gewährleistet sein. Die Netzplanung folgt den Empfeh-
lungen für Radverkehrsanlagen (ERA in jeweils gültiger Fassung). Ergebnis ist eine 
Prioritätenliste für die Anlage von erforderlichen Radverkehrsanlagen sowie ein Zeit-
plan bis 2032 für deren Umsetzung.

4. Unebenes Natursteinpflaster auf Radrouten erneuern oder sanieren
Erläuterung: Bei Neubau oder Sanierung von Straßen im eigenen Wirkungskreis der 
Gemeinde, die zu den Routen des Radverkehrs (Radverkehrsstrategie 2025 und spä-
tere rechtskräftige Planungen) gehören, wird unebenes, grobes Natursteinpflaster 
durch geschnittenes Natursteinpflaster vollständig oder in Radwegbreite ersetzt und 
gleichmäßig verfugt, sofern dies nicht dem Denkmalschutz widerspricht.

5. Fahrradstraßenring bis Ende 2024 umsetzen, Fahrradstraßen und Fahr-
radzonen planen 
Erläuterung: Der beschlossene Fahrradstraßenring in der Innenstadt wird bis Ende 
2024 realisiert. An Straßen im eigenen Wirkungskreis der Gemeinde in der Nähe von 
Schulen, Kindergärten und Universitätsgelände oder im Innenstadtbereich wird bis 
2024 geprüft, ob Fahrradzonen und weitere Fahrradstraßen eingerichtet werden kön-
nen.

 
6. Installation von mindestens 100 öffentlichen Fahrradstellplätzen pro Jahr ab 
2024
Erläuterung: Zusätzlich zu den bereits geplanten Fahrradstellplätzen in Bahnhofsnä-
he werden weitere mögliche Standorte für Fahrradabstellanlagen im Stadtgebiet er-
mittelt. Dabei sollen die besonderen Stellplatzanforderungen für Fahrräder, Lastenrä-
der, Fahrräder mit Anhängern und E-Bikes berücksichtigt werden, wie im “Leitfaden 
Fahrradparken im Landkreis Lüneburg" von 2020 beschrieben. Die Stellplätze sind 
auf öffentlichen, befestigten Flächen im Wirkungskreis der Gemeinde zu planen. Min-
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destens 20% der neuen Stellplätze bieten Schutz vor Witterung, mindestens 20% bie-
ten ausreichend Raum für Fahrradanhänger und Lastenräder und mindestens 10% 
entstehen in Form von Fahrradboxen oder Parkhausstellplätzen. Auf Grundlage die-
ser Planung werden ab 2024 jährlich mindestens 100 Fahrradstellplätze gebaut.

IV. Empfehlung der Verwaltung im Sinne des Bürgerbegehrens im Sinne von § 32 Abs. 
6 Satz 5 NKomVG a.F. zu entscheiden
 
Aufgrund der nachstehenden Erwägungen empfiehlt die Verwaltung der Hansestadt Lüne-
burg von der o.g. Abwendungsbefugnis Gebrauch zu machen und einen Beschluss zu fas-
sen, der vollständig bzw. im wesentlichen Sinne dem Bürgerbegehren entspricht. 

1. Bereits geplante Radfahrprojekte

Die Hansestadt Lüneburg hat sich aus mehreren Gründen das Ziel gesetzt, das Radfahren in 
der Hansestadt verstärkt zu fördern und somit die verkehrspolitische Wende zu forcieren und 
für alle Verkehrsteilnehmenden gerecht zu gestalten. Zum einen versteht die Hansestadt den 
Klimaschutz und die Klimaanpassung als eine der vordringlichen Aufgaben, was sie auch 
durch den „Beitritt“ zum Bürgerbegehren Klimaentscheid“ (Beschluss des Rates vom 
21.12.2021) verdeutlicht hat. Allein aus diesem Grund ist die Förderung des Radverkehrs als 
Teil des Umweltverbundes essentielles Anliegen, um das Klimaneutralitätsziel 2030 zu errei-
chen. Zum anderen ist es allein aus Gründen des Mobilitätsbedürfnisses aller Verkehrsteil-
nehmer ein Anliegen, den Radverkehr in der Hansestadt zu stärken, um durch motorisierten 
Individualverkehr überlastete Straßen zu verhindern und die Beweglichkeit im öffentlichen 
Verkehrsraum zu erhalten. 

Aus den o.g. Gründen sind unter anderem bereits folgende Projekte zur Radverkehrsförde-
rung in Planung oder befinden sich unmittelbar vor der Umsetzungsphase:

 StadtRAD (aktuell rund 150 Räder an 18 Stationen in Lüneburg, Adendorf, Bardowick 
und Reppenstedt mit Erweiterung des Systems um Pedelecs und Lastenräder

 Haupt- und Nebenrouten werden gemäß der Radverkehrsstrategie 2025 umgesetzt:
o Ausbau Fahrradstraßenring 
o Dahlenburger Landstraße
o Soltauer Straße
o Uelzener Straße 
o gemeindeverbindende Routen nach Bardowick, Reppenstedt und Adendorf
o Radschnellroute Richtung Hamburg

 Eine neue Radwegeweisung mit touristischen und alltäglichen Zielen wurde im Jahr 
2021 umgesetzt

 Ausbau von stadtweiten Fahrradbügeln, Planung von hochwertigen Radabstellan-
lagen in Innenstadtlage auch für Pedelecs

 Hindernisse des Radverkehrs werden entfernt (Poller, Umlaufgitter, Deklarierung von 
unechten Sackgassen, Öffnung von Einbahnstraßen in Gegenrichtung)

 Beschwerdedialog über „Sag’s uns einfach“ und Co.
 Aktionen wie Stadtradeln und die CargoBike Roadshow, welche in Kooperation mit 

der Arbeitsgemeinschaft Fahrradfreundliche Kommunen Niedersachsen  (AGFK) 
durchgeführt werden

 Förderung der Radverkehrslogistik durch das Micro-Depot an den Sülzwiesen (ab En-
de Sommer 2022)

 Öffentlichkeitsbeteiligung während der Erarbeitung des NUMP
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 Beobachtung der Unfallhäufungsstellen und Beratung über angemessene Maßnah-
men in der Unfallkomission (Vision Zero gemäß Radverkehrstrategie)

 Entwicklung der intelligenten Ampelsteuerung, um den Radverkehr zu unterstützen

Diese Projekte können – über die seitens des Bürgerbegehrens geforderten „verkehrspoliti-
schen Maßnahmen“ hinaus – als „Plus“ in Ansatz gebracht werden, wenn es um die Beurtei-
lung der Frage geht, ob ein Beitritt der Hansestadt zu dem Bürgerbegehren erfolgen sollte. 

 

2. Verkehrspolitische Maßnahmen des Bürgerbegehrens „Radentscheid“

Die verkehrspolitischen Maßnahmen des Bürgerbegehrens „Radentscheid“ sind auf Seite 2 
und 3 dieser Vorlage einzeln aufgeführt. 

Diese Maßnahmen gehen unstrittig über die bisher geplanten Projekte hinaus, können je-
doch dazu führen, dass die verkehrspolitische Wende unter Beteiligung der Bürgerschaft 
vorangebracht wird und diese durch das Durchsetzen der von ihnen vorgeschlagenen ver-
kehrspolitischen Maßnahmen eine hohe Akzeptanz in der Stadtbevölkerung erfahren und 
zum Radfahren motivieren. 
 

V. Kosten

Zu beachten ist jedoch auch, dass die Kosten für die Umsetzung des o.g. Bürgerbegeh-
rens zum jetzigen Zeitpunkt nicht absehbar sind, aber gleichwohl die Kosten der bis-
her geplanten verkehrspolitischen Maßnahmen übersteigen dürften, da die geforderten 
Maßnahmen über die bereits geplanten hinausgehen. 

Die Kosten können noch nicht abschließend beziffert werden. Allerdings sind folgende 
Schätzungen als Überblick zu benennen:

1. Neubau oder Ausbau von 3 km Radverkehrsanlagen pro Jahr ab 2023
Jedes Radverkehrsprojekt ist in seinen Anforderungen und den Baubedingun-
gen anders, sodass keine grundsätzliche Aussage getätigt werden kann. Bei-
spielsweise unterscheiden sich die Projekte stark in Bezug auf die genutzten 
Materialien, den Untergrund, den zu tätigenden Grunderwerb und den Ver-
kehrsraum in unmittelbarer Nähe, welcher einbezogen werden muss. In den 
Jahren 2022 bis 2025 ist die Umsetzung von neuen Tiefbaumaßnahmen, die 
ganz oder teilweise die Radinfrastruktur betreffen, in Höhe von 21,75 Mio. 
EUR geplant.

2. Die Sicherheit einer Kreuzung pro Jahr ab 2023 verbessern
Auch jede Kreuzung ist durch ihre Größe, ihr Raumangebot, welches in die 
Planung eingebzogen werden kann, und die Verkehrsbelastung sehr unter-
schiedlich und Maßnahmen zur Verbesserung sind vielseitig. Daher lässt sich 
an dieser Stelle keine prinzipielle und seriöse Kostenschätzung durchführen. 
Ein Umbau von Kreuzungen nach dem geforderten holländischen Modell ist in 
jedem Fall sehr kostenintensiv (hier kann bei einer größeren Kreuzung mit 
Kosten in Höhe von 1 – 2 Millionen EUR gerechnet werden).

3. Planung eines flächendeckenden Radroutennetzes bis Ende 2023
Haupt- und Nebenrouten werden gemäß der Radverkehrsstrategie 2025 um-
gesetzt, eine Planungsvorgabe ist damit dem Grunde nach vorhanden. 
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4. Unebenes Natursteinpflaster auf Radrouten erneuern oder sanieren
Es gibt unterschiedliche Verfahren, welche dafür sorgen, dass Naturstein-
pflaster besser befahrbar ist. Diese reichen von einer besseren und dauerhaf-
ten Verfugung, über das Schneiden und die Neuverlegung des vorhandenen 
Natursteinpflasters bis hin zum Austausch des Materials in „fahrradfreundli-
cher“ Qualität. Dabei ist mit Blick auf die Kosten immer eine Abwägung der 
Qualität des Pflasters und dem denkmalpflegerischen Spielraum zu tätigen. 
Unabhängig davon, dass Ziel der Stadt ist, die Infrastruktur für den Radver-
kehr möglichst zu verbessern, ohne den historischen Charakter zu vernach-
lässigen, muss in Bereichen, die formal unter Schutz gestellt sind, für jede 
Einzelmaßnahme eine Abstimmung mit der oberen Denkmalschutzbehörde 
(Land Niedersachsen) erfolgen.

5. Fahrradstraßenring bis Ende 2024 umsetzen, Fahrradstraßen und 
Fahrradzonen planen
Die Kosten können hier noch nicht endgültig beziffert werden. Allerdings kann 
in Anbetracht der enormen ordnungsrechtlichen Herausforderungen und um-
fangreichen baulichen Maßnahmen ein Abschluss bis Ende 2024 nicht zugesi-
chert werden. Aktuell plant die Hansestadt jedoch intensiv die kontinuierliche 
Fortsetzung des Fahrradstraßenrings. Für 2022 ist der Ausbau des Knotens 
Rote Straße/Wallstraße/Haagestraße vorgesehen. Bereits die Abstimmungen 
im Arbeitskreis Verkehr haben deutlich gemacht, dass ein durchgängiger In-
nenstadtring in Form einer Fahrradstraße im rechtlichen Sinne zu Zielkonflik-
ten führt. Dies betrifft zum Beispiel den Knotenpunkt Altenbrückertorstraße/Il-
menaustraße, der im Falle der Umsetzung zu einer nicht gewollten Verlangsa-
mung des ÖPNV führen wird. Ein Förderantrag für ein sehr umfangreiches 
Förderprogramm des Bundesministeriums für Umwelt wird derzeit unabhängig 
hiervon erarbeitet. 

Schließlich hat die Verwaltung mit dem „Grundsatzbeschluss zum Entfall von 
Parkplätzen in der Innenstadt“ einen entscheidenden Schritt dafür eingeleitet, 
dass die Voraussetzungen für den Fahrradstraßenring geschaffen werden 
(können). 

6. Installation von mindestens 100 öffentlichen Fahrradstellplätzen pro 
Jahr ab 2024
Die Beschaffung von Fahrradbügeln zum Parken von 100 Rädern pro Jahr 
kostet rund 5.000 € pro Jahr. Hinzu kommt der Aufwand für den Einbau durch 
die Abwasser, Grün und Lüneburger Service GmbH. Insbesondere für höher-
wertige Anlagen wie zum Beispiel überdachte Doppelstockanlagen zur besse-
ren Sammlung werden deutlich teurer ausfallen und nur auf einer entspre-
chenden Planungsgrundlage erfolgen können.

VI. Möglichkeitsvorbehalt und Empfehlung

Trotz der skizzierten Bedenken empfiehlt die Verwaltung – auch aufgrund der damit 
verbundenen Signalwirkung - den Beitritt zu dem Bürgerbegehren. 

Zu beachten ist schließlich, dass der Beschluss des Rates in seiner Umsetzung unter dem 
sog. Möglichkeitsvorbehalt steht. 
 
Es sind die begrenzten Möglichkeiten der Hansestadt Lüneburg insbesondere bei dem 
Einsatz personeller und finanzieller Ressourcen zu berücksichtigen, deren Einsatz nur 
im Rahmen des Möglichen erfolgen kann. Zu diesem Aspekt wird im Übrigen auf die Vorlage 
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VO/9613/21 verwiesen. Hiernach gilt der Möglichkeitsvorbehalt auch, wenn das Begehren in-
nerhalb einer bestimmten Frist erfüllt werden soll. Ein an den Hauptverwaltungsbeamten und 
damit an die Verwaltung ergangener Auftrag steht stets unter dem Möglichkeitsvorbehalt, 
wenn er innerhalb einer bestimmten Frist erfüllt werden soll. Sofern nachvollziehbare Grün-
de, die beispielsweise personeller oder finanzieller Natur, dafür bestehen, dass eine von der 
Vertretung gesetzte Frist nicht eingehalten werden kann, ist eine solche Fristüberschreitung 
zu akzeptieren. Abgesehen davon steht dem Vertretungsorgan keine Saktion für eine Frist-
überschreitung zu Gebote. Gleiches gilt für einen nach § 32 Abs. 6 Satz 5 NKomVG a. F. 
ersetzenden Bürgerentscheid. Für weitergehende Ausführungen wird auf das Gutachten von 
Herrn Prof. Ipsen verwiesen (vgl. VO/9460/21).
 
Nichtsdestotrotz kann die Hansestadt durch den "Beitritt" zum o.g. Bürgerbegehren die Be-
deutung der verkehrspolitischen Wende hervorheben, sodass ein Beschluss gemäß § 32 
Abs. 6 Satz 5 NKomVG a.F. zu empfehlen ist. 
 

VII. Sonstiges
Der Vollständigkeit halber sei zu dem hinzugefügt, dass durch diesen Beschluss auch Kos-
ten in Höhe von ca. 100.000 EUR für die Durchführung eines Bürgerentscheides sowie auch 
sonstige sachliche und personelle Ressourcen eingespart werden könnten, die für die Durch-
führung eines Bürgerentscheids aufzubringen wären.

Folgenabschätzung:

A) Auswirkungen auf die Ziele der nachhaltigen Entwicklung Lüneburgs

Ziel
Auswirkung 
positiv (+)
und/oder
negativ (–) 

Erläuterung der Auswirkungen

1 Umwelt- und Klimaschutz 
(SDG 6, 13, 14 und 15) X

2 Nachhaltige Städte und 
Gemeinden (SDG 11) X

3 Bezahlbare und saubere 
Energie (SDG 7)

4 Nachhaltige/r Konsum und 
Produktion (SDG 12)

5 Gesundheit und Wohlerge-
hen (SDG 3) X

6 Hochwertige Bildung
(SDG 4)

7 Weniger Ungleichheiten
(SDG 5 und 10)

8 Wirtschaftswachstum
(SDG 8)

9 Industrie, Innovation und 
Infrastruktur (SDG 9)

Die Ziele der nachhaltigen Entwicklung Lüneburgs leiten sich eng aus den 17 Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Development 
Goals, SDG) der Vereinten Nationen ab. Um eine Irreführung zu vermeiden, wird durch die Nennung der UN-Nummerierung in 
Klammern auf die jeweiligen Original-SDG hingewiesen. 

B) Klimaauswirkungen

a) CO2-Emissionen (Mehrfachnennungen sind möglich)

□ Neutral (0): durch die zu beschließende Maßnahme entstehen keine CO2-Emissionen
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X Positiv (+): CO2-Einsparung (sofern zu ermitteln): ________ t/Jahr 

und/oder

□ Negativ (-): CO2-Emissionen (sofern zu ermitteln): ________ t/Jahr

b)  Vorausgegangene Beschlussvorlagen

□ Die Klimaauswirkungen des zugrundeliegenden Vorhabens wurden bereits in der Be-
schlussvorlage VO/__________ geprüft.

c)  Richtlinie der Hansestadt Lüneburg zur nachhaltigen Beschaffung (Beschaffungsrichtlinie)

□ Die Vorgaben wurden eingehalten.
□ Die Vorgaben wurden berücksichtigt, sind aber nur bedingt anwendbar.
oder
□ Die Beschaffungsrichtlinie ist für das Vorhaben irrelevant.

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage:

aa)  Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.

b) für die Umsetzung der Maßnahmen:

c)  an Folgekosten:

d) Haushaltsrechtlich gesichert:

Ja
Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle:  
Produkt / Kostenträger:
Haushaltsjahr:

e)  mögliche Einnahmen:

Anlagen:

Beschlussvorschlag:

1. Der Rat macht von der in § 32 Abs. 6 Satz 5 NKomVG a.F. geregelten Abwendungsbe-
fugnis Gebrauch und entscheidet im Sinne des Bürgerbegehrens.

2. Der Rat beschließt, dass die im Bürgerbegehren „Radentscheid“ genannten sechs ver-
kehrspolitischen Maßnahmen umgesetzt werden sollen, unter Zugrundelegung der im 
Bürgerbegehren einzeln näher bezeichneten Maßnahmen und den dort genannten Er-
läuterungen. 
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Beratungsergebnis:

Sitzung
am

TOP Ein-
stimmig

Mit
Stimmen-Mehrheit

Ja / Nein / Enthaltun-
gen

lt. Be-
schluss-

vorschlag

abweichende(r) Empf 
/Beschluss

Unterschr. 
des Proto-

kollf.

1

2

3

4

Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:
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HANSESTADT LÜNEBURG
DER OBERBÜRGERMEISTER

Vorlage-Nr.
VO/9613/21

Bereich 30 - Rechtsamt
Frau Bach Datum: 

22.06.2021

Beschlussvorlage
Beschließendes Gremium:
Verwaltungsausschuss

Bürgerbegehren nach § 32 NKomVG über die Frage eines Radentscheides in Form 
einer Umsetzung von sechs verkehrspolitischen Maßnahmen - Entscheidung des 
Verwaltungsausschusses nach § 32 Abs. 3 Satz 5 NKomVG (Vorgezogene Zulässig-
keitsentscheidung)

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

N 01.07.2021 Verwaltungsausschuss

Sachverhalt:

Mit Schreiben vom 15.06.2021 (Anlage 1), erhielt die Hansestadt Lüneburg die schriftliche 
Mitteilung, dass drei namentlich genannte Personen als Vertretungsberechtigte ein Bürger-
begehren anzeigen. 

 Die den Bürgerinnen und Bürgern vorzulegende Frage lautet: 

„Soll die Hansestadt Lüneburg bis 2032 folgende verkehrspolitische Maßnah-
men umsetzen?“

Dem Schreiben war eine Unterschriftenliste beigefügt, auf der die Fragestellung, sechs ver-
kehrspolitische Maßnahmen mit Erläuterung, die Begründung für das Bürgerbegehren auf-
geführt und die Vertretungsberechtigten genannt sind (Anlage 2).

Die sechs verkehrspolitischen Maßnahmen lauten wie folgt:

1. Neubau oder Ausbau von 3 km Radverkehrsanlagen pro Jahr ab 2023
Erläuterung: An Straßen im eigenen Wirkungskreis der Gemeinde mit hoher Ver-
kehrsstärke ( > 4.000 Kfz pro Tag) werden jährlich ab 2023 mindestens 3 km Rad-
verkehrsanlagen gebaut oder ausgebaut, die zwei Knotenpunkte lückenlos verbin-
den. Dazu sind die Empfehlungen für Radverkehrsanlagen (ERA in der jeweils gülti-
gen Fassung) zu beachten, die z.B. für Einrichtungsradwege eine Regelbreite von 2 
Metern vorsehen. Grundsätzlich entstehen die Radverkehrsanlagen ohne Minderung 
der Gehwegflächen und sind von anderen Verkehrsarten separiert. Der motorisierte 
Individualverkehr soll durch Barrieren (z.B. Leitschwellen mit Sichtzeichen) von der 
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Nutzung abgehalten werden. Soweit rechtlich möglich werden die RVA bei der Que-
rung von nicht-bevorrechtigten Straßen oder Ein- und Ausfahrten höhengleich weiter-
geführt. in der Regel bestehen die Oberflächen der Radverkehrsanlagen aus rotfarbi-
gem Material, um die Streckenführung zu verdeutlichen.

2. Die Sicherheit einer Kreuzung pro Jahr ab 2023 verbessern
Erläuterung: Signalgesteuerte Kreuzungen im eigenen Wirkungskreis der Ge-
meinde, die eine erhöhte Unfallgefahr aufweisen (siehe auch Leitbilder Radver-
kehrspolitik 2030+), werden folgendermaßen umgebaut: Es werden Schutzinseln 
(nach holländischem Modell sicherer Kreuzungen) gebaut, um Radfahrende und 
zu Fuß Gehende vor rechts abbiegendem Kfz-Verkehr zu schützen. Die Ober-
flächen der Fahrradfurten werden in roter Farbe hervorgehoben, um den Verlauf 
der Radverkehrsanlagen zu verdeutlichen. Wo der Platz für Schutzinseln nicht 
ausreicht oder die Umsetzung rechtlich nicht möglich ist, wird eine Lösung gefun-
den, die eine vergleichbare Sicherheit für Radfahrende garantiert. Dazu sind die 
Empfehlungen des nationalen Radverkehrsplans zu beachten.

3. Planung eines flächendeckenden Radroutennetzes bis Ende 2023
Erläuterung: Abgesehen von bekannten Routen an Gemeindestraßen und in der In-
nenstadt (Radverkehrsstrategie 2025) sind weitere Radwegrouten innerhalb der 
Stadtteile und zwischen den Stadtteilen zu ermitteln. Dabei wird dargelegt, wie Lü-
cken im Routennetz durch die Anlage neuer Radverkehrsanlagen, Rückbau physi-
scher Barrieren oder Umwidmung von Wegen geschlossen werden können. Die An-
bindung an regionale Routen, Freizeitrouten, Radschnellwege und den beschlosse-
nen Fahrradstraßenring muss gewährleistet sein. Die Netzplanung folgt den Empfeh-
lungen für Radverkehrsanlagen (ERA in jeweils gültiger Fassung). Ergebnis ist eine 
Prioritätenliste für die Anlage von erforderlichen Radverkehrsanlagen sowie ein Zeit-
plan bis 2032 für deren Umsetzung.

4. Unebenes Natursteinpflaster auf Radrouten erneuern oder sanieren
Erläuterung: Bei Neubau oder Sanierung von Straßen im eigenen Wirkungskreis der 
Gemeinde, die zu den Routen des Radverkehrs (Radverkehrsstrategie 2025 und 
spätere rechtskräftige Planungen) gehören, wird unebenes, grobes Natursteinpflaster 
durch geschnittenes Natursteinpflaster vollständig oder in Radwegbreite ersetzt und 
gleichmäßig verfugt, sofern dies nicht dem Denkmalschutz widerspricht.

5. Fahrradstraßenring bis Ende 2024 umsetzen, Fahrradstraßen und Fahr-
radzonen planen 
Erläuterung: Der beschlossene Fahrradstraßenring in der Innenstadt wird bis Ende 
2024 realisiert. An Straßen im eigenen Wirkungskreis der Gemeinde in der Nähe von 
Schulen, Kindergärten und Universitätsgelände oder im Innenstadtbereich wird bis 
2024 geprüft, ob Fahrradzonen und weitere Fahrradstraßen eingerichtet werden kön-
nen.

6. Installation von mindestens 100 öffentlichen Fahrradstellplätzen pro Jahr ab 
2024
Erläuterung: Zusätzlich zu den bereits geplanten Fahrradstellplätzen in Bahnhofsnä-
he werden weitere mögliche Standorte für Fahrradabstellanlagen im Stadtgebiet er-
mittelt. Dabei sollen die besonderen Stellplatzanforderungen für Fahrräder, Lastenrä-
der, Fahrräder mit Anhängern und E-Bikes berücksichtigt werden, wie im “Leitfaden 
Fahrradparken im Landkreis Lüneburg" von 2020 beschrieben. Die Stellplätze 
sind auf öffentlichen, befestigten Flächen im Wirkungskreis der Gemeinde zu planen. 
Mindestens 20% der neuen Stellplätze bieten Schutz vor Witterung, mindestens 20% 

Seite 11 von 23 in Zusammenstellung



3

bieten ausreichend Raum für Fahrradanhänger und Lastenräder und mindestens 
10% entstehen in Form von Fahrradboxen oder Parkhausstellplätzen. Auf Grundlage 
dieser Planung werden ab 2024 jährlich mindestens 100 Fahrradstellplätze gebaut.

Die Vertretungsberechtigten beantragen neben der Anzeige des Bürgerbegehrens zugleich 
die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens durch den Verwaltungsausschuss am 24.06.2021 
prüfen zu lassen.

Mit Schreiben vom 26.02.2021 zeigten die Vertretungsberechtigten bereits ein „Bürgerbe-
gehren Radentscheid Lüneburg“ an. Gegen den ursprünglichen Textentwurf bestanden je-
doch rechtliche Bedenken hinsichtlich der Zulässigkeit des Bürgerbegehrens, die auch in 
einem Gutachten festgehalten wurden. Am 08.03.2021 wurden die Vertretungsberechtigten 
des Bürgerbegehrens im Rahmen eines persönlichen Gespräches über die aus dem Gut-
achten hervorgehenden rechtlichen Gründe gegen die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens 
zusammenfassend informiert und zudem im Anschluss schriftlich angehört. Daraufhin zogen 
die Vertretungsberechtigten das ursprünglich angezeigte Bürgerbegehren mit Schreiben 
vom 22.03.2021 zurück.

Zusammengefasst, beinhalteten die rechtlichen Bedenken folgendes:
Gegenstand eines Bürgerbegehrens können nur Angelegenheiten des eigenen Wirkungs-
kreises der Kommune sein, für die die Vertretung nach § 58 Abs. 1 oder 2 zuständig ist (§ 
32 Abs. 2 Satz 1 NKomVG).
Allerdings betrafen die im ursprünglich angezeigten Bürgerbegehren geforderten Zielvorga-
ben teilweise Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises, was mit dem NKomVG 
nicht vereinbar ist. So wurde beispielsweise nicht zwischen dem Straßenrecht (eigener Wir-
kungskreis) und dem Straßenverkehrsrecht (übertragener Wirkungskreis) differenziert. Zu-
dem wurde der Ausbau sicherer Radwege auf den Hauptverkehrsstraßen gefordert, ohne 
dass deutlich wurde, dass die auf dem Stadtgebiet verlaufenden Bundes- und Landes-
straßen auch unter den Begriff der „Hauptverkehrsstraßen“ fallen, jedoch im übertragenen 
Wirkungskreis einzuordnen sind.

Weiterhin muss gemäß § 32 Abs. 3 Satz 1 NKomVG die begehrte Sachentscheidung genau 
bezeichnet und so formuliert sein, dass für das Bürgerbegehren mit Ja und gegen das Bür-
gerbegehren mit Nein abgestimmt werden kann. Diesem Bestimmtheitserfordernis genügten 
die Zielvorgaben in der ursprünglich angezeigten Form jedoch nicht, da oftmals nicht er-
kennbar war, welche Maßnahmen im Einzelnen getroffen werden und wie diese im Einzel-
nen umgesetzt werden sollten.
In den Zielvorgaben 1-7 waren Zielvorstellungen genannt, die diesem Erfordernis nicht ge-
recht wurden, da sie nicht bestimmt genug formuliert worden waren.
Im Anschluss daran wurden die Initiatoren des Bürgerbegehrens auf Ihre Bitte hin erneut 
beraten und zeigten nunmehr die oben dargestellte Fragestellung mit den sechs verkehrspo-
litischen Maßnahmen an. 

Vorsorglich ist darauf hinzuweisen, dass auch bei dem o. g. Bürgerbegehren der Möglich-
keitsvorbehalt zu beachten ist, wenn das Begehren innerhalb einer bestimmten Frist erfüllt 
werden soll. Ein an den Hauptverwaltungsbeamten und damit an die Verwaltung ergangener 
Auftrag steht stets unter dem Möglichkeitsvorbehalt, wenn er innerhalb einer bestimmten 
Frist erfüllt werden soll. Sofern nachvollziehbare Gründe, wie beispielsweise personeller 
oder finanzieller Natur, dafür bestehen, dass eine von der Vertretung gesetzte Frist nicht 
eingehalten werden kann, ist eine solche Fristüberschreitung zu akzeptieren. Abgesehen 
davon steht dem Vertretungsorgan keine Sanktion für eine Fristüberschreitung zu Gebote. 
Gleiches gilt für einen nach § 32 Abs. 6 Satz 5 NKomVG ersetzenden Bürgerentscheid. Für 
weitergehende Ausführungen wird auf das Gutachten von Herrn Prof. Ipsen verwiesen (vgl. 
VO/9460/21).
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I. Rechtliche Voraussetzungen:

Die Vertretungsberechtigen des Bürgerbegehrens haben in ihrer Anzeige vom 15.06.2021 
zugleich zum Ausdruck gebracht, dass sie hinsichtlich der Zulässigkeit des Bürgerbegehrens 
eine vorgezogene Zulässigkeitsentscheidung des Verwaltungsausschusses im Sinne des § 
32 Abs. 3 Satz 5 NKomVG beantragen. Danach hat dieser die Entscheidung, ob die Voraus-
setzungen nach § 32 Abs. 3 Satz 1 bis 3 und § 32 Abs. 2 NKomVG vorliegen, unverzüglich 
zu treffen.  

II. Vorliegen der Voraussetzungen

1.§ 32 Abs. 2 NKomVG

Es muss sich nach § 32 Abs. 2 Satz 1 NKomVG um eine Angelegenheit des eigenen Wir-
kungskreises der Kommune handeln, bei der der Rat nach § 58 Abs. 1, Abs. 2 oder Abs. 3 
Satz 1 und 2 NKomVG zuständig ist und es darf kein Bürgerentscheid in den letzten zwei 
Jahren zu diesem Thema stattgefunden haben.

Der mit dem Bürgerbegehren angestrebte Bürgerentscheid kann sich deshalb nur auf ver-
kehrspolitische Maßnahmen innerhalb des eigenen Wirkungskreises der Hansestadt Lüne-
burg beziehen. 
Die der angezeigten Fragestellung zugrundeliegenden verkehrspolitischen Maßnahmen be-
treffen wortwörtlich den eigenen Wirkungskreis der Kommune. Es wird daher deutlich, dass 
die Hansestadt auf diese Handlungsfelder eingeschränkt ist bzw. beschränkt werden soll. 
Den o.g. Bedenken gegen das ursprünglich angezeigte Bürgerbegehren wurde durch ent-
sprechende Änderung der Formulierungen Rechnung getragen. 
Des Weiteren hat kein Bürgerentscheid in den letzten zwei Jahren zum o. g. Thema stattge-
funden.
Im Ergebnis liegen die Voraussetzungen des § 32 Abs. 2 Satz 1 NKomVG unter Zugrundele-
gung der von den Vertretungsberechtigten angezeigten Fragestellung vor. 

2. § 32 Abs. 3 Satz 1 bis 3 NKomVG

Die weiteren Voraussetzungen des § 32 Abs. 3 Satz 1 bis 3 NKomVG:
a) eine genaue Bezeichnung der begehrten Sachentscheidung, die so formuliert ist, dass für 
das Begehren mit Ja und gegen das Begehren mit Nein abgestimmt werden kann (§ 32 Abs. 
3 Satz 1 NKomVG),
b) eine Begründung für das Bürgerbegehren vorzulegen (§ 32 Abs. 3 Satz 2 NKomVG),
c) bis zu drei Personen zu benennen, die berechtigt sind, die antragstellenden Personen zu 
vertreten (§ 32 Abs. 3 Satz 3 NKomVG)
sind erfüllt.

Insgesamt sind die Zulässigkeitsvoraussetzungen des § 32 NKomVG daher erfüllt.

 
3. Ergebnis

Das am 15.06.2021 angezeigte Bürgerbegehren ist in der vorgelegten Form zulässig. 

III. Zum weiteren Verfahren

Da mit der o.g. schriftlichen Anzeige beantragt wurde, die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens 
und die Ausgestaltung der Unterschriftenliste durch den Verwaltungsausschuss prüfen zu 
lassen, ist eine sog. Vorgezogene Zulässigkeitsentscheidung des Verwaltungsaus-
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schusses im Sinne von § 32 Abs. 3 Satz 5 NKomVG beantragt worden. Hiernach hat der 
Verwaltungsausschuss unverzüglich darüber zu entscheiden, ob die Voraussetzungen nach 
§ 32 Abs. 3 Satz 1 bis 3 und Abs. 2 NKomVG vorliegen (s.o.).

Nach § 32 Abs. 4 Satz 1 1. Alt NKomVG müssen dann mindestens 10 % der nach § 48 
NKomVG wahlberechtigten Einwohnerinnen und Einwohner der Hansestadt das Begehren 
unterzeichnen. In der Hansestadt Lüneburg waren bei der letzten Kommunalwahl 2016 
59.227 Menschen wahlberechtigt. Das Bürgerbegehren müsste daher nach § 32 Abs. 4 Satz 
2 NKomVG von mindestens 5.923 Wahlberechtigten unterzeichnet werden. Diese zur Unter-
stützung erforderlichen Unterschriften müssen gemäß § 32 Abs. 5 Satz 4 NKomVG im Fal-
le einer vorgezogenen Zulässigkeitsentscheidung innerhalb von sechs Monaten nach Be-
kanntgabe der Entscheidung, dass die Voraussetzungen des § 32 Abs. 2 und 3 Sätze 1 
bis 3 NKomVG vorliegen. Eine Verlängerung dieser Frist um maximal 6 Monate ist auf-
grund der Sonderregelungen für epidemische Lagen nach § 182 Abs. 3 NKomVG möglich. 

Zu beachten sind nach § 32 Abs. 4 Satz 3 i.V.m. § 31 Abs. 3 NKomVG die formellen Voraus-
setzungen an die Unterschriftenliste bzw. die darin enthaltenden Eintragungen, die im vorlie-
genden Fall erfüllt sind. 

Im Falle der Vorgezogenen Zulässigkeitsentscheidung entscheidet der Verwaltungsaus-
schuss nach § 32 Abs. 6 Satz 2 NKomVG im weiteren Verfahren nur noch über das Vorlie-
gen der Voraussetzungen nach § 32 Abs. 5 und 6 NKomVG (fristgerechte Einreichung der 
notwendigen Anzahl an gültigen Unterstützerunterschriften).

Der Hauptverwaltungsbeamte unterrichtet im Anschluss hieran nach § 32 Abs. 6 Satz 3 
NKomVG die Vertretung über die Entscheidung des Verwaltungsausschusses in der nächs-
ten Sitzung. Ist die Zulässigkeit des Begehrens durch den Verwaltungsausschuss insgesamt 
festgestellt, so ist nach § 32 Abs. 6 Satz 4 NKomVG innerhalb von drei Monaten ein Bürger-
entscheid (nach § 33 NKomVG) herbeizuführen. Dieser darf im Übrigen nicht an einem Tag 
stattfinden, an dem Abgeordnete der Vertretung oder der Hauptverwaltungsbeamte oder die 
Hauptverwaltungsbeamtin gewählt werden (§ 33 Abs. 1 Satz 2 NKomVG). 

Die Vertretung kann den Bürgerentscheid nach § 32 Abs. 6 Satz 5 NKomVG abwenden, 
indem sie zuvor vollständig oder im Wesentlichen Sinne des Bürgerbegehrens entscheidet.

Nach § 32 Abs. 7 NKomVG darf nach Feststellung der Zulässigkeit des Bürgerbegehrens bis 
zu dem Tag, an dem der Bürgerentscheid stattfindet, eine dem Begehren entgegenstehende 
Entscheidung nicht mehr getroffen und mit dem Vollzug einer solchen Entscheidung nicht 
mehr begonnen werden, es sei denn, dass die Kommune hierzu verpflichtet ist.

Vorsorglich ist darauf hinzuweisen, dass die Vertretungsberechtigten darauf hingewiesen 
wurden die datenschutzrechtlichen Bestimmungen in ihrer Unterschriftenliste (Anlage 2) zu 
beachten.

Beschlussvorschlag:

1. 1. Der Verwaltungsausschuss stellt fest, dass das mit Schreiben vom 15.06.2021 an-
gezeigte Bürgerbegehren die Voraussetzungen nach § 32 Abs. 3 Satz 1 – 3 und Abs. 
3 NKomVG erfüllt.
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2. 2. Die Verwaltung wird beauftragt, den Vertretungsberechtigten des Bürgerbegeh-
rens die Entscheidung über die Vorgezogene Zulässigkeitsprüfung des Verwaltungs-
ausschusses bekannt zu geben. 

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage: 162 EUR

aa)  Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.

b) für die Umsetzung der Maßnahmen:

c)  an Folgekosten: Für die Durchführung des Bürgerentscheids gemäß § 33 NKomVG 
werden geschätzte Kosten in Höhe von ca. 70.000.- € entstehen.

d) Haushaltsrechtlich gesichert:

Ja
Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle:  
Produkt / Kostenträger:
Haushaltsjahr:

e)  mögliche Einnahmen:

Anlage/n:

Anlage 1: Schreiben vom 15.06.2021 (Anzeige des Bürgerbegehrens)
Anlage 2: Unterschriftenliste

Beratungsergebnis:

Sitzung
am

TOP Ein-
stimmig

Mit
Stimmen-Mehrheit

Ja / Nein / Enthaltun-
gen

lt. Be-
schluss-

vorschlag

abweichende(r) Empf 
/Beschluss

Unterschr. 
des Proto-

kollf.

1

2

3

4

Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:
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HANSESTADT LÜNEBURG
DIE OBERBÜRGERMEISTERIN

Vorlage-Nr.
VO/10027/22

Bereich 30 - Rechtsamt
Frau Bach Datum: 

26.04.2022

Beschlussvorlage
Beschließendes Gremium:
Verwaltungsausschuss

Entscheidung des Verwaltungsausschusses über die Zulässigkeit des Bürgerbegeh-
rens "Radentscheid" nach § 32 Abs. 6 Satz 2 NKomVG a.F.

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

N 29.03.2022 Verwaltungsausschuss

Sachverhalt:

Auf die Vorlage VO/9613/21 wird zunächst Bezug genommen. 

Für die rechtliche Behandlung von Bürgerbegehren wird zunächst darauf hingewie-
sen, dass nach Art. 8 des Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes und anderer kommunalrechtlicher Vorschriften vom 13.10.2021 
(Nds. GVBl. S. 700, 704) für ein Bürgerbegehren, das vor Inkrafttreten des Gesetzes 
angezeigt wurde, für das Bürgerbegehren und den Bürgerentscheid die am Tag vor 
dem Inkrafttreten des Gesetzes (01.11.2021) geltenden Vorschriften maßgeblich sind. 
Da das Bürgerbegehren, welches Gegenstand dieser Vorlage ist, am 15.06.2021 ange-
zeigt wurde, ist somit das Niedersächsische Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 
in der bis zum 01.11.-2021 geltenden Fassung anzuwenden. Die nachfolgenden Vor-
schriften des NKomVG sind daher durch den Zusatz a.F. (alte Fassung) kenntlich ge-
macht. 

Gegenstand des Bürgerbegehrens ist folgende Frage: 

„Soll die Hansestadt Lüneburg bis 2032 folgende verkehrspolitische Maßnah-
men umsetzen?“

Mit dieser Fragestellung sind sechs verkehrspolitische Maßnahmen mit Erläuterung verbun-
den.
Die sechs verkehrspolitischen Maßnahmen lauten wie folgt: 

1. Neubau oder Ausbau von 3 km Radverkehrsanlagen pro Jahr ab 2023
Erläuterung: An Straßen im eigenen Wirkungskreis der Gemeinde mit hoher Ver-
kehrsstärke ( > 4.000 Kfz pro Tag) werden jährlich ab 2023 mindestens 3 km Radver-
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kehrsanlagen gebaut oder ausgebaut, die zwei Knotenpunkte lückenlos verbinden. 
Dazu sind die Empfehlungen für Radverkehrsanlagen (ERA in der jeweils gültigen 
Fassung) zu beachten, die z.B. für Einrichtungsradwege eine Regelbreite von 2 Me-
tern vorsehen. Grundsätzlich entstehen die Radverkehrsanlagen ohne Minderung der 
Gehwegflächen und sind von anderen Verkehrsarten separiert. Der motorisierte Indi-
vidualverkehr soll durch Barrieren (z.B. Leitschwellen mit Sichtzeichen) von der Nut-
zung abgehalten werden. Soweit rechtlich möglich werden die RVA bei der Querung 
von nicht-bevorrechtigten Straßen oder Ein- und Ausfahrten höhengleich weiterge-
führt. in der Regel bestehen die Oberflächen der Radverkehrsanlagen aus rotfarbi-
gem Material, um die Streckenführung zu verdeutlichen.

2. Die Sicherheit einer Kreuzung pro Jahr ab 2023 verbessern
Erläuterung: Signalgesteuerte Kreuzungen im eigenen Wirkungskreis der Gemeinde, 
die eine erhöhte Unfallgefahr aufweisen (siehe auch Leitbilder Radverkehrspolitik 
2030+), werden folgendermaßen umgebaut: Es werden Schutzinseln (nach holländi-
schem Modell sicherer Kreuzungen) gebaut, um Radfahrende und zu Fuß Gehende 
vor rechts abbiegendem Kfz-Verkehr zu schützen. Die Oberflächen der Fahrradfurten 
werden in roter Farbe hervorgehoben, um den Verlauf der Radverkehrsanlagen zu 
verdeutlichen. Wo der Platz für Schutzinseln nicht ausreicht oder die Umsetzung 
rechtlich nicht möglich ist, wird eine Lösung gefunden, die eine vergleichbare Sicher-
heit für Radfahrende garantiert. Dazu sind die Empfehlungen des nationalen Radver-
kehrsplans zu beachten.
 
3. Planung eines flächendeckenden Radroutennetzes bis Ende 2023
Erläuterung: Abgesehen von bekannten Routen an Gemeindestraßen und in der In-
nenstadt (Radverkehrsstrategie 2025) sind weitere Radwegrouten innerhalb der 
Stadtteile und zwischen den Stadtteilen zu ermitteln. Dabei wird dargelegt, wie Lü-
cken im Routennetz durch die Anlage neuer Radverkehrsanlagen, Rückbau physi-
scher Barrieren oder Umwidmung von Wegen geschlossen werden können. Die An-
bindung an regionale Routen, Freizeitrouten, Radschnellwege und den beschlosse-
nen Fahrradstraßenring muss gewährleistet sein. Die Netzplanung folgt den Empfeh-
lungen für Radverkehrsanlagen (ERA in jeweils gültiger Fassung). Ergebnis ist eine 
Prioritätenliste für die Anlage von erforderlichen Radverkehrsanlagen sowie ein Zeit-
plan bis 2032 für deren Umsetzung.

4. Unebenes Natursteinpflaster auf Radrouten erneuern oder sanieren
Erläuterung: Bei Neubau oder Sanierung von Straßen im eigenen Wirkungskreis der 
Gemeinde, die zu den Routen des Radverkehrs (Radverkehrsstrategie 2025 und spä-
tere rechtskräftige Planungen) gehören, wird unebenes, grobes Natursteinpflaster 
durch geschnittenes Natursteinpflaster vollständig oder in Radwegbreite ersetzt und 
gleichmäßig verfugt, sofern dies nicht dem Denkmalschutz widerspricht.

5. Fahrradstraßenring bis Ende 2024 umsetzen, Fahrradstraßen und Fahr-
radzonen planen 
Erläuterung: Der beschlossene Fahrradstraßenring in der Innenstadt wird bis Ende 
2024 realisiert. An Straßen im eigenen Wirkungskreis der Gemeinde in der Nähe von 
Schulen, Kindergärten und Universitätsgelände oder im Innenstadtbereich wird bis 
2024 geprüft, ob Fahrradzonen und weitere Fahrradstraßen eingerichtet werden kön-
nen.

 
6. Installation von mindestens 100 öffentlichen Fahrradstellplätzen pro Jahr ab 
2024
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Erläuterung: Zusätzlich zu den bereits geplanten Fahrradstellplätzen in Bahnhofsnä-
he werden weitere mögliche Standorte für Fahrradabstellanlagen im Stadtgebiet er-
mittelt. Dabei sollen die besonderen Stellplatzanforderungen für Fahrräder, Lastenrä-
der, Fahrräder mit Anhängern und E-Bikes berücksichtigt werden, wie im “Leitfaden 
Fahrradparken im Landkreis Lüneburg" von 2020 beschrieben. Die Stellplätze sind 
auf öffentlichen, befestigten Flächen im Wirkungskreis der Gemeinde zu planen. Min-
destens 20% der neuen Stellplätze bieten Schutz vor Witterung, mindestens 20% bie-
ten ausreichend Raum für Fahrradanhänger und Lastenräder und mindestens 10% 
entstehen in Form von Fahrradboxen oder Parkhausstellplätzen. Auf Grundlage die-
ser Planung werden ab 2024 jährlich mindestens 100 Fahrradstellplätze gebaut.

 
Der Verwaltungsausschuss hatte in seiner Sitzung am 01.07.2021 die Vorgezogene Zuläs-
sigkeitsprüfung im Sinne von § 32 Abs. 3 Satz 5 NKomVG a.F. vorgenommen (Vorlage 
9613/21, Anlage 1) und festgestellt, dass die mit der schriftlichen Anzeige vom 15.06.2021 
vorgetragenen Voraussetzungen nach § 32 Abs. 3 Satz 1 bis 3 und Abs. 2 NKomVG a. F. 
erfüllt sind. 
Ein von den Vertretungsberechtigten mit Schreiben vom 26.02.2021 bereits ursprünglich 
angezeigtes Bürgerbegehren Radentscheid Lüneburg, wurde aufgrund rechtlicher Bedenken 
mit Schreiben vom 22.03.2021 von den Vertretungsberechtigten zurückgezogen. 
 
Die Verwaltung wurde im Verwaltungsausschuss vom 01.07.2021 zudem beauftragt, den 
Vertretungsberechtigten des Bürgerbegehrens die Entscheidung des Verwaltungsausschus-
ses bekanntzugeben. Ein Schreiben über diese Entscheidung wurde einem der Vertretungs-
berechtigten am 08.07.2021 persönlich ausgehändigt. Ab diesem Zeitpunkt begann die Frist 
des § 32 Abs. 5 Satz 4 NKomVG a. F. von sechs Monaten für die Beibringung der nach § 32 
Abs. 4 NKomVG a. F. erforderlichen Unterschriften. Da der Verwaltungsausschuss bereits 
eine positive Vorgezogene Zulässigkeitsentscheidung getroffen hat, entscheidet er gemäß § 
32 Abs. 6 Satz 2 NKomVG a. F. nur noch über das Vorliegen der Voraussetzungen nach § 
32 Abs. 4 und 5 NKomVG a. F., d.h. über die fristgerechte Einreichung der notwendigen An-
zahl an gültigen Unterstützerunterschriften.
 
Ob für die notwendige Anzahl der gültigen Unterstützungsunterschriften auf den Zeitpunkt 
des Beginns der Unterschriftensammlung nach Anzeige oder auf den Entscheidungszeit-
punkt des Verwaltungsausschusses nach Abgabe der Unterschriftenliste abzustellen ist, 
kann dahinstehen: 
 
Gemäß § 32 Abs. 4 NKomVG a.F. muss das Bürgerbegehren in Kommunen bis zu 100.000 
Einwohnerinnen und Einwohnern von mindestens 10 % der nach § 48 NKomVG in der Kom-
mune wahlberechtigten Personen unterzeichnet sein. Maßgeblich ist die bei der letzten Kom-
munalwahl festgestellte Zahl der Wahlberechtigten. Im ersten Fall wären 5.223 Unter-
schriften erforderlich, da zu Beginn des Unterschriftensammelns die letzte Kommunalwahl 
2016 stattfand und es bei dieser 59.227 Wahlberechtigte gab. Im zweiten Fall wären 5.993 
gültige Unterschriften erforderlich, da vor Abgabe der Unterschriften am 12.09.2021 zwi-
schenzeitlich eine Kommunalwahl stattgefunden hat und bei dieser 59.923 Bürgerinnen und 
Bürger wahlberechtigt waren. Das erforderliche Quorum wurde jedoch in jedem Fall erreicht, 
da mehr als 5.993 Unterschriften als gültig festgestellt worden (s.u.). 
 
Die Vertretungsberechtigten des Bürgerbegehrens haben am 22.12.2021 Ordner mit Unter-
schriftenlisten vorgelegt. Damit hat sie die sechsmonatige Frist gemäß § 32 Abs. 5 Satz 4 
NKomVG a. F. eingehalten.
 
Der Bereich Bürger- und Migrationsangelegenheiten der Hansestadt Lüneburg hat die vorge-
legten Unterschriftenlisten geprüft und die erforderlichen 5.993 gültigen, d.h. den Anforderun-
gen des § 31 Abs. 3 i.V.m. § 32 Abs. 4 Satz 3 NKomVG a.F. genügenden, Unterschriften 
festgestellt.
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Damit ist festzustellen:

1. Die sechsmonatige Frist gemäß § 32 Abs. 5 Satz 4 NKomVG a. F. ist eingehalten.
2. Es sind 5.993 gültige Unterschriften vorgelegt worden.
 
Daher hat der Verwaltungsausschuss gemäß § 32 Abs. 6 Satz 2 NKomVG a. F. festzu-
stellen, dass das Bürgerbegehren (insgesamt) zulässig ist.
 
Die Hauptverwaltungsbeamtin unterrichtet im Anschluss an die Entscheidung des Verwal-
tungsausschusses nach § 32 Abs. 6 Satz 3 NKomVG a. F. die Vertretung über die Entschei-
dung des Verwaltungsausschusses in ihrer nächsten Sitzung.
 
Nach § 32 Abs. 6 Satz 4 NKomVG a.F. ist innerhalb von drei Monaten ein Bürgerentscheid 
(nach § 33 NKomVG a.F.) herbeizuführen. Die Frist läuft ab dem Tag der Zulässigkeitsent-
scheidung des Verwaltungsausschusses, also voraussichtlich ab dem 05.05.2022. Ein Bür-
gerentscheid wäre daher spätestens bis zum 31.07.2022 durchzuführen, da ein solcher an 
einem Sonntag stattfinden muss. 
Nach § 32 Abs. 6 Satz 5 NKomVG a.F. kann die Vertretung den Bürgerentscheid abwenden, 
indem sie zuvor vollständig oder im Wesentlichen im Sinne des Bürgerbegehrens entschei-
det. 

Folgenabschätzung:

A) Auswirkungen auf die Ziele der nachhaltigen Entwicklung Lüneburgs

Ziel
Auswirkung 
positiv (+)
und/oder
negativ (–) 

Erläuterung der Auswirkungen

1

Umwelt- und Klimaschutz 
(SDG 6, 13, 14 und 15) + / (-) Der Radverkehr und damit die klimagerechte Mobilität wird 

gezielt gefördert. CO2-Emissionen werden gesenkt, da 
mehr Menschen das Rad statt das Auto nutzen.
Die CO2-Emissionen, die durch Baumaßnahmen entstehen 
sind vor diesem Hintergrund zu vernachlässigen.

2 Nachhaltige Städte und 
Gemeinden (SDG 11) + Nachhaltige Städte zeichnen sich u.a. durch eine gute 

Radverkehrsinfrastruktur aus.

3 Bezahlbare und saubere 
Energie (SDG 7)

4 Nachhaltige/r Konsum und 
Produktion (SDG 12)

5 Gesundheit und Wohlerge-
hen (SDG 3) + Die körperliche Bewegung der Bürger*innen steigt.

6 Hochwertige Bildung
(SDG 4)

7 Weniger Ungleichheiten
(SDG 5 und 10)

8 Wirtschaftswachstum
(SDG 8)

9 Industrie, Innovation und 
Infrastruktur (SDG 9)

Die Ziele der nachhaltigen Entwicklung Lüneburgs leiten sich eng aus den 17 Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Development 
Goals, SDG) der Vereinten Nationen ab. Um eine Irreführung zu vermeiden, wird durch die Nennung der UN-Nummerierung in 
Klammern auf die jeweiligen Original-SDG hingewiesen. 

B) Klimaauswirkungen

a) CO2-Emissionen (Mehrfachnennungen sind möglich)
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□ Neutral (0): durch die zu beschließende Maßnahme entstehen keine CO2-Emissionen

X Positiv (+): CO2-Einsparung (sofern zu ermitteln): ________ t/Jahr 

und/oder

X Negativ (-): CO2-Emissionen (sofern zu ermitteln): ________ t/Jahr

b)  Vorausgegangene Beschlussvorlagen

□ Die Klimaauswirkungen des zugrundeliegenden Vorhabens wurden bereits in der Be-
schlussvorlage VO/__________ geprüft.

c)  Richtlinie der Hansestadt Lüneburg zur nachhaltigen Beschaffung (Beschaffungsrichtlinie)

□ Die Vorgaben wurden eingehalten.
□ Die Vorgaben wurden berücksichtigt, sind aber nur bedingt anwendbar.
oder
X Die Beschaffungsrichtlinie ist für das Vorhaben irrelevant.

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage: 162 EUR

aa)  Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.

b) für die Umsetzung der Maßnahmen:

c)  an Folgekosten:

d) Haushaltsrechtlich gesichert:

Ja
Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle:  
Produkt / Kostenträger:
Haushaltsjahr:

e)  mögliche Einnahmen:

Anlage:
Vorlage VO/9613/21

Beschlussvorschlag:

1. Der Verwaltungsausschuss stellt gemäß § 32 Abs. 6 Satz 2 NKomVG a. F. fest, dass die 
(höchstens) erforderlichen 5.993 gültigen Unterschriften innerhalb der gesetzlichen Frist 
von sechs Monaten nach der Bekanntgabe der Vorgezogenen Zulässigkeitsentscheidung 
vorgelegt worden sind und damit das Bürgerbegehren (insgesamt) zulässig ist.
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2. Die Verwaltung wird beauftragt, den Vertretungsberechtigten des Bürgerbegehrens die 
Entscheidung des Verwaltungsausschusses bekannt zu geben.

Beratungsergebnis:

Sitzung
am

TOP Ein-
stimmig

Mit
Stimmen-Mehrheit

Ja / Nein / Enthaltun-
gen

lt. Be-
schluss-

vorschlag

abweichende(r) Empf 
/Beschluss

Unterschr. 
des Proto-

kollf.

1

2

3

4

Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:
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